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In der Strafsache gegen den Kaufmann ZJ1--l Israel L 
i n  tvlàrnberg, z.Zt .  i n  Untersuchungshaft im  Untersuchungsgefdngnis 
Nürnberg, Bürenschanzstraße 68, 
wegen versuchter 1-?ossensehande„ 

hat  das Re ichsger ich t ,  l .  Strafsenat,  i n  der Sitzung 

van 21. November 1939. an der tei lgenommen haben 
a ls  Ri chter :  

der Reichsger ichtsrat  Raestrup a ls  Vorsah ätzender 
und d i e  Reichsger ichtsräte Dr .Z ieg ler ,  Rensch, 
Dr.Rohde, Rusche, 

a ls Beamter der ' .S'taatsanwaltschaft; 

der ReichsaNwalt Hr.Sehneidewin, 
a l s  Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 

der 'Sekretär And ing,  
nach mündlicher Verhandl und fur Recht erkannt.- 

D i e  Revis ion des.Angeklagten gegen das Ur t e i l  des Landgerichts 

Il u r n b e r' e - F Zu r .  t .  h von: 13. September 1939 w i r d  uerwor= 
den; jedoch w i r d  der llr t e i l s sa t z  ergänzend dahin b e r i c h t i g t ,  daß 
der Angeklagte i m  Uhr gen f re igesprochen i s t  und insowei t  d i e  aus-= 
schefdbareN Kosten des Verfahrens der  Re ichskasse verb le iben .  

Dem Beschwerdeführer fa l len d i e  Kosten des Hechtsmi t te ls  zur 
Last. 

von Rechts wegen 

In: 
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Der Angeklagte ist nach den rechtlich einwandfreien Darlegun= 
gen des Landgerichts JUde (0olljude) im Sinne des § 5' Abs.1 der 
1. VO zum Hmichsßürgâ kam l4.Nbvember 1955 und deutscher Reíchsan= 
gehörigkeit. Nach den weiteren Feststellungen in dem angefochtenen 
Urteil hat er in der Zeit nach dem Erlaß des Blutschutzgesetzes 
die Staatsangehårige deutschen B1ute8 A D 'ı mit der er vor 
dem Erlaß des fiflutschutzgesetzes zweimal Geschl echtsverkehr gehabt 
hatte, einmal über dem Kleide an der Brust gedrückt und . ihr gleich: 
zeitig einen Kuß auf den Hund gegeben. Er wollte sie nach der Über: 
Beugung des Landgerichts durch diese Zdrtliehkeiten zu erneutem ad= 
schlechtsverkehr auffordern und bestimmen. Die Li |. die das 
nach der .Feststellung des Landgerichts erkannte, hat ihn jedoch 
abgewehrt Und er hat dann von ihr abgelassen (HA 3.3 und S.9,lO). 

Ins Landgericht hat ihn auf Grund dieses Sachverhalts wegen 
versuchterxflassenschande im„ Sinne der §§ 2,5 .Abs.2 BIutschG und des 
5 ll der 1. VO zur Ausführung dieses Gesetzes verurteilt. 

Die Revision bekdmμft in erster Linie die Feststellungen des 
lbtríchters und dessen Bewetswurdigung. Sie ragt als unzulässig, 
daß das Landgericht hinsichtlich der oben wiedergegebenen, den An~= 
geklagten belastenden .Feststellungen den Angaben aef0let ist, die 
die .D als Zeugin gemacht hat, daß es aber bei der Prüfung 
der .Frage, ob es noch nach dem Erlaß des Blutôbhü zum vollendeten 
Geschlechts verkehr zwischen ihr und den .Angeklagten gekommen ist, 
die den .Angeklagten.entlastenden .Angaben der .a r „mit Vor= 
Sicht' bewertet hat. Diese Rüge ' ist unbegründet. Bus Landgericht 
war rechtlich nicht gehindert, die Bekundungen der zeugin teils als 
glaubwürdig, teils als nicht voll glaubwürdig anzusehen. 

Uhzutrqfifend ist aber auch die Meinung der Revision, daß die 
Vom. Landgericht festgestellten zur tlichkeiten des Angeklagten noch 
kein Versuch eines Geschlechtsverkehrs im Sinne des § 5 Abs.2 des 
B1utSchG und des 5 LI der 1. VO zur Ausführung des BUutSbhG; 
sondern nur strqflose Vorberei tungshandlungen seien. Die Revision 
beruft sich zu Unrecht auf die Entscheidung des 4. Strqfsenots des 
RG 4 .D 453/38 vom 8. Juli 1958 = JW' 1938 $.2539 Nr.15. Ih dem dieser 
Entscheidung zu Grunde liegenden Fbll hatte der Täter der betet- 
ligten Frau in leidenschaftlicher, auf Geschleehtsbegehr fußender 
Art. einen Ruß gegeben und sie mehrfach zu abendlichen Spaziergängen 
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aufgefordert in einer Form, die bei ihr den Eindruck erweckte, er 
wolle alsdann mit ihr den Beischlaf vollziehen. Lns Reichsger T a f t  
hat damals die Auffassung des Landgerichts, daß dies bereits als 
versuchter Geschlechts verkehr anzusehen Set, mit dem Hinweis miß= 
billigt, Versuch liege nur vor bei einer Handlung, die wegen ihrer 
unmittelbaren Zusammengehörigkeit mit einer geschlechtlichen Hand: 
luna im Sinne des §' 2 des BlutsbhG nach natürlicher Auffassung 
als dwen ßestandte il erscheine, fehle es an dieser Voraussetzung, eo 
lägen nur vorbereitende Handlungen vor. Hier liegt der Fall ober 
anders. nach den Ur teils feststellungen wollte der Angeklagte 
,nichts anderes als Geschl echtsverkehr', was das Landgericht nicht 
nur, wie die .Revision meint, dem Eindruck der rh i sondern 
aus der ganzen Sachlage schließt. .Dem Ur teil muß auch als Auf= 
Fassung des Landgerichts entnommen werden, daß der Angeklagte den 
Geschledz tsverkehr nicht etwa in irgend einem späteren Zeitpunkt* 
beabsichtigte, sondern daß er den Geschlechts verkehr in dem Zeit: 
punkt ausüben wollte, in dem er sich der ZH | mit seinen Zur t= 
lichkeiten ndher te. Zu diesem Zweck hat er ihre Brust gedrückt und 
sie auf den Mund gekußt. .Diese Handlungen sollten also nicht,wie 
die Revision geltend macht, die fiällens- und Gefühlsvenfassung der 
LM | zum Geschlechtsverkehr in einem späteren Zeitpunkt geneigt 
machen, sondern bereits der unmittelbaren Verwirklichung des „für 
diesen Zeitpunkt, also sofort beabsichtigten Geschlechtsuerkehrs 
dienen. Uhter diesen Umständen konnte das Landgericht ohne Rechts: 
Irrtum annehmen, daß sie schon einen Anertñf auf das durch den §' 2 
zuaısrhe geschützte .Rechtsgut, die deutsche Hussenehre, darstell= 
den, durch die dieses unmittelbar gefährdet wurde, und daß der in= 
geklagte damit die Grenze überschritten hatte, die den Versuch von 
der bloßen vorberei tungshandlung scheidet (Rest Bd,68 Sßjjó] Bd. 71 
S.4.6, insbesondere Bd. 25 .s.76J. Das beabsichtigte Verbrechen war 
bereits begonnen; es ist nur deshalb nicht vollendet worden, weil 
der .Angeklagte sah, daß die .a den Geschlechts verkehr nicht 
wollte, und weil er von dem. ihm deshalb enfolülos erscheinenden Be: 
gönnen .Abstand nahm, 

Auch di e Strqfeumessungsgrunde. weisen keinen Eechtsfehler auf. 
Bedenklich könnte an ihnen nur se in, daß das Landgericht auf die 
Hohe der Strafe hat von Einfluß sein lassen den „Umfang , den die 
Hassensohandeuerbrechen im Gerichtsbezirk immer noch einnehmen". 
Es- wäre ,fehlerhqtt, wenn damit hätte zum Ausdruck kommen sollen, 
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daß eine höhere Strafe verhängt werden müsse, weil sich auch der 
Angeklagte durch die bisher verhängten Strafen von der Begehung 
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von Verbrechen der- Hussenschande nicht hätte abhalten lassen. Denn 
dies wurde auf den Angeklagten nicht eutrefifen können, dessen Tat 
bereits in die Zeit vom 17. September 1935 bis ENde 1936 .fdllt, 
also, wie zu seinen Gunsten angenommen werden. muß, in die erste 
zeit nach dem Erlaß des Blutschutegesetses. Aber so ist di e erwogen= 
te Stelle der Ur teilsgründe qfifensichtlich nicht zu verstehen; mit 
ihr hat vielmehr ersichtlich nur der Gedanke der allgemeinen Ab= 
schreckung zum Ausdruck gebracht werden sollen. Los ist aber recht: 
lieh nicht zu beanstanden. 
- Das Ur teil weist Jedoch ,folgenden Mangel auf: In den Eräfit= 
nungsbeschluß wird dem Angeklagten nicht nur die vom Landgericht 
als versuchte Rassenschonde abgeurteilte .Einzel tat zur Last de= 
legt, sondern ein .fortgesetztes Verbrechen der vollendeten Rassen: 
Schande. los Landgericht hat im Ur teil die im Eröjtnungsbeschluß 
zur vor tgesetzten Straftat zusammengefaßten Eineelhandlungen bis 
auf die eine als versuchte Hassenschande abgeurteilte Etnzelhand= 
lung als unbewiesen ausgeschieden. Mit der iWrurteilung wegen eines 
Verbrechens der versuchten Hussenschonde hat es infolgedessen die 
Anklage nicht. erschöpft; es hätte den Angeklagten hinsichtlich der 
nicht.erwiesenen Einzelhandlungen .freisprechen müssen (nos: 5d,57 
s„3o2, 304). .üieskann vom Hwuisionsgerícht im Wege der Berichti 
gung des Ur teils nachgeholt werden. 

Hit dieser Haßgabe war daher die Revision zu verwerfen. 
gez.:Rflestrup Ziegler Rensch 

Roh de Husche 


